
Suchergebnisse: Baden

1130 – Der gerechte Krieg ist als das  kleinere Übel akzeptiert

Clairvaux * Für Bernhard von Clairvaux ist der gerechte Krieg als das kleinere Übel akzeptiert.

Unter Christen ist er nur gerecht, wenn die Einheit der Kirche auf dem Spiel steht. Gegen die

Juden, die Ketzer und die Heiden soll Gewalt vermieden werden, weil sich die Wahrheit nicht mit

Gewalt durchsetzen lässt.    Der Christ soll überzeugen, weshalb - aus der Sicht des später zum

Heiligen erklärten Bernhard von Clairvaux - gegen diesen Personenkreis nur ein

Verteidigungskrieg gerechtfertigt ist, bei dem er allerdings die Gewalt auf ein Mindestmaß

reduziert wissen will.    Vom Gerechten Krieg zum Heiligen Krieg ist es damit nicht mehr weit,

solange er gegen die Heiden und Ungläubigen gerichtet ist. Bernhard von Clairvaux hebt in

seinen Kreuzzugpredigten die islamische Aggression und Bedrohung der gesamten christlichen

Kirche hervor. Sein Fazit lautet: Nur durch einen Gerechten und Heiligen Krieg kann der

Frieden wieder hergestellt werden. Unter Frieden versteht der Kirchenmann die Aufrechterhaltung

der gottgewollten Ordnung.    Bernhard von Clairvaux will aus Raubrittern, Weiberhelden,

Totschlägern, Meineidigen und Friedensbrechern zutiefst beherrschte, asketische und christliche

Ritter machen. Dabei will er aber die natürlichen Triebe - wie Aggression - nicht unterdrücken,

sondern sie durch höhere Ziele - sozusagen - veredeln. Im Zentrum seines Werkes steht deshalb

der Begriff der „militia Christi“. „Gute Ritter“ kämpfen, um Glauben und Kirche zu verteidigen,

„Schlechte Ritter“ wirken in prunkvollem Aufzug und folgen eigensüchtigen Motiven.    In einer

Werbeschrift für die Tempel-Ordensritter sagt der heilige Bernhard: „An erster Stelle stehen

Disziplin und uneingeschränkter Gehorsam. Jeder kommt und geht, wie es der Vorgesetzte

befiehlt. Jeder trägt die ihm zugeteilte Kleidung, keiner besorgt sich Nahrung oder Kleidung nach

seinem Gutdünken. Hinsichtlich Ernährung und Gewandung gibt man sich mit dem

Notwendigsten zufrieden und meidet alles Überflüssige.     Die Templer leben maßvoll und

fröhlich in einer Gemeinschaft, ohne Frauen und Kinder. Um der apostolischen Lebensweise

möglichst nahe zu kommen, leben sie alle unter gleichen Bedingungen im gleichen Haus, auch

nennen sie nichts ihr eigen, um einer einheitlichen Gesinnung und eines friedlichen

Zusammenlebens willen. Ungebührliche Reden, nutzlose Beschäftigung, lautes Gelächter,

heimliches Tuscheln und selbst unterdrücktes Kichern sind unbekannt. Sie verabscheuen Schach

und Würfelspiel; sie hassen die Jagd, ja, sie erfreuen sich nicht einmal am Flug des Falken. Sie

verachten Komödianten, Taschenspieler, Schwätzer und zweideutige Lieder sowie Vorstellungen

von Possenreißern, denn sie erachten das alles als sinnlose, nichtige Torheiten.     Sie tragen das

Haar kurz geschnitten, weil es ihrer Ansicht nach beschämend für einen Mann ist, langes Haar zu

haben. Niemals übertrieben gekleidet, baden sie selten; sie sind schmutzig und behaart, und ihre
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Haut erscheint gebräunt vom Tragen des Kettenhemds und von der Sonne“.    Die

Glaubenskrieger sollen in die Schlachten Gottes ziehen. Und sollte ein Templer dabei sein Leben

verlieren, so stirbt er selig als Blutzeuge für den christlichen Glauben. In der Werbeschrift

Bernhards liest sich das so: „Freue dich, starker Kämpfer, wenn du in dem Herrn lebst und siegst!

Aber noch mehr frohlocke und rühme dich, wenn du stirbst und dich mit dem Herrn vereinst“.   

Die Gegner der Glaubenskrieger sind ja „nur“ Heiden ohne Glauben.

17. April 1504 – Der Regentschaftsrat wird aufgehoben

Landshut - Burghausen * Der nach dem Landtag vom 13. Dezember 1503 gegründete

Regentschaftsrat wird von Herzog Elisabeth von Landshut-Niederbaiern und Herzog Ruprecht

von der Pfalz aufgelöst.     Landshut, Burghausen und andere niederbaierische Städte werden

von pfälzischen Truppen besetzt. Herzog Ruprecht von der Pfalz wird von seinem Vater,

Pfalzgraf Philipp der Aufrechte, von Frankreich, Böhmen und Baden unterstützt, so dass er über

ein Heer von 30.000 Mann verfügen kann.

1588 – Im Badischen Landrecht gilt für den Teufelspakt die Todesstrafe

Baden * Auch im Badischen Landrecht ist für den Teufelspakt die Todesstrafe vorgesehen. Damit

ist Baiern umzingelt. Jetzt kann die Saat des Hexenhammers auch in München und im

Herzogtum Baiern aufgehen. 

31. März 1683 – Ein breites Devensivbündnis gegen die Osmanen

Rom - Wien - Warschau * Der päpstlichen Diplomatie gelingt es Ende März 1683, Kaiser Leopold

I. und den polnischen König Johann III. Sobieski zum Abschluss eines Defensivbündnisses

gegen die Osmanen zu bringen. Auch Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden und Kurfürst Johann

Georg III. von Sachsen erklären sich zum Beistand des Kaisers bereit.&nbsp;    Papst Innozenz

XI. unterstützt die christlichen Herrscher in ihrem Kampf gegen die vorrückenden Türken mit 1,5

Millionen Gulden - und seinem Segen. Er selbst sieht sich als „Streiter für die Reinhaltung des

katholischen Glaubens“.&nbsp;Schon deshalb bemüht er sich während seines ganzen

Pontifikates, die Fürsten zu einer „Heiligen Liga“ zum „Kampf und zur Abwehr der Osmanen“ zu

gewinnen.&nbsp;Das Oberhaupt der katholischen Kirche bittet mit einem päpstlichen Aufruf die

Gottesmutter unter der Parole „Maria hilf!“ um ihre Unterstützung.&nbsp;
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7. September 1714 – Der Friede von Baden beendet den Spanischen Erbfolgekrieg

Baden * In Baden im Aargau wird der Friede von Baden geschlossen. Er ist einer der

Friedensschlüsse zum Ende des Spanischen Erbfolgekriegs, der den Frieden von Utrecht und

dem Frieden von Rastatt bestätigt. Damit ist der Spanische Erbfolgekrieg endgültig beendet.

Kurfürst Max Emanuel wird erneut in seine alten Rechte eingesetzt, weshalb sich die Kaiserliche

Administration nach Wien zurückzieht. 

1718 – Die Bauarbeiten an der Badenburg beginnen

Schloss Nymphenburg * Joseph Effner beginnt mit dem Bau der Badenburg im Nymphenburger

Schlosspark. Die Arbeiten dauen bis 1721 an.

6. August 1722 – Geburtstags-Party in der Badenburg

Nymphenburg * Kurfürst Max Emanuel lädt zur Feier des 25. Geburtstags des Kurprinzen

Carl Albrecht zu einem Souper und festlicher Illumination in das soeben vollendete Lustschloss

Badenburg. 

13. Juni 1763 – Wolfgang Amadeus Mozart kommt zum zweiten Mal nach München

Schloss Nymphenburg * Der siebenjährige Wolfgang Amadeus Mozart kommt zum zweiten Mal

nach München. Es ist die erste Station einer dreijährigen Konzertreise der Mozarts, deren

Hauptziele die Höfe von Paris und London sein werden. Die kurfürstliche Familie empfängt die

Mozarts im Schloss Nymphenburg. Nannerl schreibt darüber:   „Zu münchen hab ich gesehen

das ninfenburg, daß schlosse und den garten und die vier schlösser, nemlich amalienburg,

badenburg, bagotenburg und die ermitage. das amalienburg ist das schönste, worinen das

schöne bett ist und die küchel, wo die kurfürstin selbst gekocht hat. badenburg ist das gröste, wo

ein sall ist von lauter spiegeln, das bad von marmor. bagotenburg ist daß kleinste, wo die

maueren von meolika ist. und die ermitage ist das Sitzamste, wo die capel von muschel ist.“ 

13. Juli 1776 – Caroline Friederike Wilhelmine von Baden wird in Karlsruhe geboren

Karlsruhe * Caroline Friederike Wilhelmine von Baden wird in Karlsruhe geboren. 
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9. März 1797 – Herzog Max Joseph heiratet Caroline Friederike Wilhelmine von Baden

Karlsruhe * Herzog Max Joseph, der spätere baierische König, heiratet in Karlsruhe Caroline

Friederike Wilhelmine von Baden. 

12. Mai 1799 – Der erste evangelische Gottesdienst in München

Schloss Nymphenburg * Kabinettsprediger Ludwig Friedrich Schmidt hält den ersten

evangelischen Gottesdienst in München im Schloss Nymphenburg.  Er ist mit der jungen

Kurfürstin Friederike Wilhelmine Caroline Prinzessin von Baden nach München gekommen. 

1801 – Napoleon Bonaparte fördert den Gebietszuwachs Baierns

Kurfürstentum Baiern * Napoleon Bonaparte fördert bis 1810 den Gebietszuwachs Baierns. Er will

die deutschen Mittelstaaten, allen voran Baiern, Württemberg und Baden, so vergrößern, dass sie

als Puffer gegenüber österreichischen Angriffen dienen können. Gleichzeitig sollen die so

Geförderten natürlich auf Dauer von der französischen Gunst abhängig bleiben. 

9. Februar 1801 – Linksrheinische Gebietsabtretungen an Frankreich

Lunéville * Im Friedensvertrag von Lunéville ist auch abschließend festgelegt worden, dass die

linksrheinischen Gebiete an Frankreich abgetreten werden müssen. Napoleon Bonaparte erreicht

damit ein Ziel jahrhundertelanger französischer Politik.&nbsp;    Pfalzbaiern muss neben den

bereits verloren gegangenen Herzogtümern Zweibrücken und Jülich sowie der linksrheinischen

Kurpfalz nun auch noch die rechtsrheinische Kurpfalz um Mannheim und Heidelberg an Baden

abgeben.    Das bedeutete einen Verlust von 200 Quadratmeilen und 730.000 Einwohnern. Den

von den Landverlusten betroffenen Fürsten wird allerdings ein Ausgleich zugestanden, der jedoch

„aus dem Schoß des Reiches“ kommen muss.    Und weil dieses nur aus säkularisiertem

Kirchenbesitz und aus den mediatisierten Reichsständen erfolgen kann, bedeutet das in der

Konsequenz gleichzeitig das Ende des alten Heiligen Römischen Reiches Deutscher

Nation.&nbsp;

25. Februar 1803 – Die letzte Tagung des Immerwährenden Reichstags
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Regensburg * Die letzte Tagung des Immerwährenden Reichstags befasst sich mit der Annahme

des Reichsdeputationshauptschlusses. Es ist das letzte bedeutende Gesetz des Heiligen

Römischen Reiches Deutscher Nation und behandelt die Neuordnung des Reiches.    Im

Reichsdeputationshauptschluss erfolgt die Kompensation für die Abtretung der linksrheinischen

Gebiete an Frankreich. Grundlage für den Text ist ein im Juni 1802 zwischen Frankreich und

Österreich vereinbarter Entschädigungsplan, der wiederum auf den am 9. Februar 1801

geschlossenen Friedensvertrag von Lunéville zurückgeht.    Die Wittelsbacher haben aber nicht

nur die Herzogtümer Zweibrücken und Jülich sowie die linksrheinische Kurpfalz verloren, sondern

müssen jetzt auch noch die rechtsrheinische Kurpfalz um Mannheim und Heidelberg an Baden

abgeben. Doch durch den § 2 des Reichsdeputationshauptschlusses erhält das kurfürstliche

Baiern       das Fürstbistum Freising mit der dazugehörigen Grafschaft Werdenfels und die

Herrschaft Isen-Burgrain offiziell überschrieben;   dazu die Fürstbistümer Augsburg, Bamberg und

Würzburg sowie Teile von Eichstätt, Passau und Salzburg.    Zu den genannten Territorien

kommen noch 15 Reichsstädte und 13 Reichsabteien dazu. Freilich noch nicht die Großen:

Augsburg und Nürnberg.    Doch damit werden wesentliche Teile Schwabens und Frankens

bairisch.      Insgesamt stehen dem Verlust von 200 Quadratmeilen und 730.000 Einwohnern ein

Gewinn von 288 Quadratmeilen und 834.000 Einwohnern aus den aufgelösten geistlichen

Staaten und wirtschaftliche Werte von über 43 Millionen Gulden von den Klöstern gegenüber. 

9. Mai 1803 – Kurfürst Max IV. Joseph kauft von Stephan von Stengel  Schloss Biederstein

Schwabing * Kurfürst Max IV. Joseph kauft von Stephan von Stengel um 18.000 Gulden den

Edelsitz Biederstein.  In der Folge wird das Schloss durch den Hofbaumeister Franz Thurn

aufgestockt und um zwei Seitenflügel zu einem „Feensitz“ erweitert. Die Umgebung wird durch

Friedrich Ludwig Sckell im englischen Stil zu einem Landschaftsgarten umgestaltet. 

30. Januar 1804 – Kurfürstin Caroline erhält Schloss Biederstein zum Geschenk

Schwabing * Das Schloss Biederstein kommt von Kurfürst Max IV. Joseph als Schenkung „in die

Hände unserer vielgeliebten Frauen Gemahlin“ Caroline. 

25. August 1805 – Geheimverhandlungen im Bogenhausener Schloss Stepperg

Bogenhausen * Angesichts des heraufziehenden Dritten Koalitionskriegs erneuern Baiern und

Frankreich ihr Bündnis im Vertrag von Bogenhausen. Ort der Verhandlungen ist Schloss
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Stepperg, das Minister Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas als Landsitz nutzt.   Die

Geheimverhandlungen zwischen dem französischen Abgesandten und Minister Montgelas

werden mit einem baierischen Bündniswechsel zu Frankreich in einem vorläufigen Vertrag

abgeschlossen. Er beendet die Koalition mit Österreich und Russland. Napoleon sagt Baiern

weitere Gebietszuwächse im Falle eines Sieges zu. Dafür verpflichtet sich das Kurfürstentum

Baiern zur Stellung von 20.000 Mann.  Neben Baiern schließt Napoleon Verträge mit weiteren

süddeutschen Mitgliedern des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation. Seine

Verbündeten werden Baiern, Württemberg, Baden und Hanau. Napoleon Bonaparte schließt mit

diesen die Verträge von Bogenhausen, Baden-Baden und Ludwigsburg.  Die baierische

Regierung erhofft sich nach den Erfahrungen der beiden letzten Kriege von Frankreich eine

wesentlich bessere Behandlung als von den kaiserlichen Österreichern. Um aber die Österreicher

nicht unnötig herauszufordern, wird das Bündnis mit Frankreich zunächst noch geheim gehalten.

Die baierische Abneigung gegenüber Österreich soll sich jedoch bald bestätigen. 

19. Dezember 1805 – Napoleon erklärt Baiern, Baden und Württemberg zu souveränen Staaten

Paris * In einem Tagesbefehl erklärt Napoleon Bonaparte Baiern, Baden und Württemberg zu

souveränen Staaten. 

1. Januar 1806 – Fehlende Kroninsignien und Salbung des Königspaares

München-Graggenau * Was fehlt, sind die Kroninsignien und natürlich die feierliche Krönung mit

kirchlicher Salbung des Königpaares. Napoleon hätte gerne eine Krönung gesehen, die aber in

München nicht gewollt ist. Begründet wird dies damit, dass im immer noch bestehenden Heiligen

Römischen Reich Deutscher Nation derartige Königskrönungen unbekannt sind.    Da aber

Baiern, Württemberg, Baden und Frankreich bestrebt sind, die Bestimmungen des Friedens von

Preßburg vom 26. Dezember 1805 schnellstmöglich umzusetzen und damit unumkehrbar zu

machen, fehlt für eine Krönung sowohl in München als auch in Stuttgart die dazu notwendige

Vorbereitungszeit. So findet lediglich die Proklamation der neu entstandenen Königreiche Baiern

und Württemberg zeitgleich statt.    Freilich gibt es noch andere Gründe, die gegen eine Krönung

sprechen, aber nicht laut ausgesprochen werden:       Die Wittelsbacher wollen den Anschein

vermeiden, die Königswürde sei dem militärischen Erfolg und dem Willen Napoleon Bonapartes

zu verdanken.   Dieser hat eine Rangerhöhung der süddeutschen Staaten nur deshalb

angestrebt, um zuverlässige Bündnispartner gegen Österreich zu gewinnen und dessen

Machteinfluss zu beschränken.   Damit ist Napoleon auch dem Ziel, das Heilige Römische Reich

Deutscher Nation zu zerschlagen und zu beerben, ein Stück näher gekommen.   Und wenn man
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schon die baierische Unabhängigkeit und Souveränität als eine von Frankreich und Napoleon

unabhängige legitimiert gewusst haben will, scheint eine Krönungszeremonie - noch dazu in

Anwesenheit des französischen Kaisers - für absolut unakzeptabel.      Im Königlich-Baierischen

Regierungsblatt vom 1. Januar 1806 wird deshalb angemerkt: „Unsere feyerliche Krönung und

Salbung haben Wir auf eine günstigere Jahreszeit vorbehalten, welche Wir in Zeiten öffentlich

bekannt machen werden.“ Geplant ist die Krönungszeremonie für Oktober 1806. 

1. Januar 1806 – Eine Hochzeit als Preis für die Rangerhöhung zum Königreich

München - Paris * Der Preis für das Bündnis zwischen Baiern und Frankreich sowie die Erhebung

in die Königswürde ist die Verehelichung der baierischen Prinzessin Auguste Amalie mit dem

Stiefsohn Napoleons, Eugène Beauharnais. Mit der Münchner Hochzeit will sich Napoleon den

Eintritt in eines der ältesten europäischen Adelshäuser ermöglichen.    Die mündliche Zusage für

die Eheschließung hat Kurfürst Max IV. Joseph - im Beisein des Kurprinzen Ludwig - Napoleon

Bonaparte bereits am 8. November 1805 in Linz gegeben.    Er hat dies dann aber mehrfach vor

seiner Ehefrau vertuscht und abgestritten, da man den baierischen Kurfürsten eindringlich

darüber aufgeklärt hat, dass eine Weigerung zum Verlust Baierns zugunsten eines

„Napoleoniden“ führen würde. Die Auffassung vertrat sowohl Freiherr Maximilian Joseph von

Montgelas, als auch der Gesandte im Hauptquartier Napoleons, Karl Ernst Freiherr von

Gravenreuth.    Die Situation scheint aussichtslos. Kurfürstin Karoline, mit ihrer antifranzösischen

Haltung, Prinzessin Auguste Amalie und Kurprinz Ludwig hoffen noch immer, dass sich die Heirat

abwenden lassen würde. Das auch schon deshalb, weil sich Auguste Amalie mit dem Erbprinz

Karl von Baden verlobt glaubt. 

30. August 1808 – Prinzessin Ludovica Wilhelmine wird in München geboren

München * Prinzessin Ludovica Wilhelmine, die spätere Herzogin in Bayern und Mutter der

österreichischen Kaiserin Elisabeth „Sisi“, wird als Tochter des baierischen Königs Max I. Joseph

und dessen zweiter Ehefrau Caroline von Baden in München geboren. 

30. Mai 1814 – Die Befreiungskriege sind beendet

Paris * Mit dem Ersten Frieden von Paris werden die napoleonischen Befreiungskriege beendet.

Es ist ein Versöhnungsfrieden, der Frankreich als Großmacht in den Grenzen von 1792 bestehen

lässt. Das Land erhält sogar besetzte Kolonien und Handelsniederlassungen zurück.    Der Erste
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Pariser Frieden legt in einer völkerrechtlich verbindlichen Formel fest: „Die Staaten Deutschlands

werden unabhängig und durch ein föderatives Band vereinigt sein.“ Damit ist die Restauration der

vorrevolutionären Verhältnisse des alten Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation ebenso

ausgeschlossen, wie die Gründung eines deutschen Einheitsstaates.    Durch die von Napoleon

initiierte große Flurbereinigung der deutschen Landkarte ist die Zahl der deutschen Staaten auf

ein überschaubares Maß reduziert worden. Das hat jedoch an den zum Teil enormen

Größenunterschieden nichts geändert. Durch die erheblich vergrößerten süddeutschen

Mittelstaaten Baiern, Württemberg, Baden und anderer war ein neuer Machtfaktor entstanden.   

Die Neuordnung erfolgt freilich unter den Eindrücken der bürgerlichen Reformprojekte der

Französischen Revolution, die bereits zuvor in den deutschen Einzelstaaten Resonanz gefunden

und dort manche Impulse zur Modernisierung der Staats- und der Gesellschaftsordnung

ausgelöst hat. 

1818 – Von höchster Stelle wird eine strenge Reinlichkeit verordnet

München * Wegen der immer wieder auftretenden Hautkrankheiten in den Kasernen wird von

höchster Stelle eine strenge Reinlichkeit verordnet.       Die Soldaten sollen künftig in den warmen

Sommermonaten an „ausgewählten, schicklichen und gefahrlosen Stellen“ in fließendem Wasser

öfter baden.   Die Leibwäsche ist wöchentlich,   die Bettwäsche monatlich zu wechseln.   Die

Füllungen der Strohsäcke müssen fortan alle vier Monate ausgetauscht,   die Bettdecken

halbjährlich gereinigt werden.   An der zweimännigen Bettenbelegung wird aber weiterhin

festgehalten.   Lediglich das „rollierende Schlafen“, bei dem sich die vom Wach- oder

Arbeitsdienst kommenden Soldaten in die Betten der Ablösung legt, ein Bett also von vier

Soldaten benutzt wird und deshalb tagsüber gar nicht mehr auslüften kann, wird streng verboten.

26. Mai 1818 – Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung

München * Das Königreich Baiern gibt sich eine konstitutionelle Verfassung. Baiern ist damit

unter den großen deutschen Staaten der erste Verfassungsstaat. Baden erreicht diesen Status

drei Monate und Württemberg ein Jahre später.    Der König vereinigt alle Rechte der

Staatsgewalt in seiner Person, unterliegt aber in der Ausübung seiner Rechte einigen

Beschränkungen.  Es gibt ein Zweikammersystem.    Die Erste Kammer sind die Reichsräte,  die

Zweite Kammer setzt sich zusammen zu je einem Achtel aus adeligen Gutsbesitzern und

Geistlichen, ein Viertel kommt von Städten und Märkten, die restliche Hälfte sind Landeigentümer

ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit.  Es gibt eine Legislaturperiode und  außerdem werden die

Mitglieder der Abgeordnetenkammer gewählt.  Dennoch ist der Weg zu demokratischen
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Strukturen noch sehr, sehr weit!    Die adeligen Gutsbesitzer stellen ein Achtel, die katholischen

und evangelischen Geistlichen ebenfalls ein Achtel, die Städte, Märkte und Gemeinden ein

Viertel und die übrigen Landeigentümer ohne gutsherrliche Gerichtsbarkeit die Hälfte.    Dazu

kommen zusätzlich drei Vertreter der Universitäten.    Es gibt keinen Parlamentarismus,    die

Mehrheitsverhältnisse in der Abgeordnetenkammer haben keinen Einfluss auf die Arbeit des

Ministerrats,  die Abgeordneten haben kein Initiativrecht, dürfen also selbst keine Gesetzentwürfe

einbringen und  dürfen nicht über ihren Zusammentritt selbstständig entscheiden.      Im Vergleich

zu den Vorgaben der Deutschen Bundesakte ist die Baierische Verfassung jedoch sehr modern

ausgefallen. Sie legt das Fundament für das System einer konstitutionellen Monarchie.    Erneut

ist das neue Staatsgrundgesetz aber keine Vertragskonstruktion zwischen dem Fürsten und dem

Volk, sondern ein einseitiger verfassungsgebender Akt des Königs. Man nennt das auch eine

oktroyierte Verfassung, die vom König in freier Selbstbeschränkung erlassen wird und somit nicht

das Ergebnis einer Vereinbarung zwischen Fürst und Volksvertretung darstellt.    Im Gegenteil,

der Baiernkönig begründet seine Herrschermacht mit der Verfassung nicht, sondern unterwirft

sich vielmehr nur in bestimmten Punkten seinen selbst erlassenen Beschränkungen. 

29. Oktober 1825 – Die Königin-Witwe Caroline lebt im neuen Schloss Biederstein

Schwabing * König Ludwig I. teilt - ohne vorher mit der Betroffenen gesprochen zu haben - dem

Magistrat von München mit, dass die Königin-Witwe Caroline künftig in Würzburg leben wird. Die

Königin-Witwe wehrt sich dagegen und lebt bis zu ihrem Tod mit ihrem Hofstaat im neuen

Schloss Biederstein. 

25. August 1833 – Die evangelische Matthäuskirche wird eingeweiht

München-Ludwigsvorstadt * An König Ludwigs I. Geburtstag wird die evangelische

Matthäuskirche in Anwesenheit der Königinmutter Caroline eingeweiht. Der katholische König

selbst bleibt der Zeremonie allerdings fern. 

15. Oktober 1841 – Das Hotel Bayerischer Hof wird eröffnet

München-Kreuzviertel * Das Hotel Bayerischer Hof kann seine Eröffnung feierlich begehen. Zu

den ersten Gästen gehört die Großherzogin Stephanie von Baden, die unter dem Namen einer

Gräfin von Malberg aus Karlsruhe absteigt.
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13. November 1841 – Königin Caroline von Bayern stirbt

München - München-Kreuzviertel * Königin Caroline von Bayern stirbt. König Ludwig I. verbietet

die Aufbahrung der Toten in der evangelischen Kirche. Sie wird stattdessen in die

Herzog-Maxburg gebracht.     Schloss Biederstein erbt ihre jüngste Tochter, die Herzogin

Ludovika in Bayern. 

14. Februar 1842 – Königin Carolines Herz wird in der Theatinerkirche beigesetzt

München-Kreuzviertel * Das Herz der ersten bayerischen Königin Caroline wird in einer goldenen

Urne in der Theatinerkirche&nbsp;beigesetzt.&nbsp;Üblicherweise werden die Herzen der

Wittelsbacher in der Altöttinger Gnadenkapelle&nbsp;untergebracht. Nicht aber die Herzen der

evangelischen Familienmitglieder.    Bei diesem feierlichen Trauerakt sind die katholischen

Geistlichen in liturgische Kleider gehüllt. Den evangelischen Geistlichen wird aber erneut der

Zutritt in die Kirche verweigert. Dies geschieht allerdings mit dem ausdrücklichen Einverständnis

von König Ludwig I..

1843 – Der Münchner Bierkrawall von 1843

München-Graggenau * Ausführlichere Nachrichten liegen erstmals über den Münchner

Bierkrawall von 1843 vor. Der Maler und Schriftsteller Friedrich Pecht erinnert sich später: „Ganz

charakteristisch für München hatten sie als Veranlassung eine unbedeutende Erhöhung des

Bierpreises, welche aber die Massen sehr verbitterte.“   Der Preisanstieg beendet eine längere

Phase guter Ernten, niedriger landwirtschaftlicher Rohstoffpreise und weitgehend ausgebliebener

Naturkatastrophen. Nun verteuert sich das Getreide so stark wie seit den Hungerjahren 1816/17

nicht mehr.   Getreidehändler aus Württemberg, Baden und sogar aus der Schweiz kommen zur

Münchner Schranne und bieten hohe Preise für Gerste, Roggen, Weizen und Hafer. In ihren

Herkunftsregionen führen schwere Unwetter, anhaltender Regen, Hagelschlag und frühe

Nachtfröste zu erheblichen Ernteausfällen und Getreidemangel.   Für die Münchner Biertrinker

sind dennoch schnell Schuldige gefunden: die Brauer. Dass diese für Gerste plötzlich bis zu

dreimal so viel bezahlen müssen wie noch im Vorjahr und die gestiegenen Rohstoffkosten an ihre

Kunden weitergeben, findet in der aufgebrachten Bevölkerung wenig Beachtung.   Im Bockkeller

an der Münzgasse kommt es schließlich zum ersten überlieferten Münchner Bierkrawall. Bei den

Ausschreitungen wird mindestens eine Person schwer verletzt. 
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August 1845 – Lolas gewagte Aktionen steigern ihre Bekanntheit

Bonn * Von Paris kommend trifft Lola Montez in Bonn auf Franz Liszt, der dort in Gegenwart

königlicher Hoheiten eine Beethoven-Statue enthüllt. In Anwesenheit französischer und deutscher

Würdenträger stürmt Lola in den Festsaal, springt auf einen Tisch und „tanzte zwischen den

Schüsseln“.      Zu einem weiteren Skandal kommt es in Baden-Baden, als Lola Montez im

Spielsalon für einen neben ihr sitzenden Herrn ihr Kleid bis zum Oberschenkel hochzieht, um ihm

den im Strumpfband steckenden Dolch zu zeigen.      Doch solche höchst gewagten Aktionen

tragen nur zur Steigerung des Bekanntheitsgrades der jungen Frau bei. 

1. März 1848 – Die Mannheimer Petition wird den badischen Abgeordneten überreicht

Mannheim * Die Mannheimer Petition, versehen mit vielen Unterschriften, wird den Abgeordneten

im badischen Parlament überreicht. Eine mehrere tausend Menschen starke Demonstration

begleitet die Delegation, um ihren Willen zur Änderung der politischen Verhältnisse zu

unterstreichen. Das Großherzogtum Baden ist auch der erste Staat, der die

Märzforderungen umsetzt. 

13. Mai 1849 – Der Badische Maiaufstand führt zur Ausrufung der Republik Baden

Baden * Der beginnende Badische Maiaufstand führt zur Flucht des Großherzogs Leopold von

Baden am 13. Mai und zur Ausrufung der Republik Baden. Doch preußische Truppen rückten

gegen Baden vor. 

28. Oktober 1854 – Bestattung ohne den Ex-König Ludwig I.

München - Darmstadt * Der Ex-König Ludwig I. reist in Begleitung seiner Tochter, der

Großherzogin Mathilde von Hessen, und seinem Sohn Adalbert mit dem Eilzug nach Darmstadt.

Er will scheinbar bei der Bestattung seiner evangelischen Frau Therese in der

Theatinerkirche einen möglichen Eklat ausweichen, wie er sich 1841 bei Königin Caroline

ereignet hat.

18. August 1866 – Der durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund wird gegründet
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Berlin * Der Deutsche Krieg führt zur Auflösung des Deutschen Bundes. Gleichzeitig wird der

durch Preußen beherrschte Norddeutsche Bund gegründet, um Preußens Hegemonie [=

Vorherrschaft] zu festigen und zu legitimieren.    Unabhängig bleiben vorerst die süddeutschen

Staaten:       das Königreich Bayern,   das Königreich Württemberg,   das Großherzogtum Baden

und   das Großherzogtum Hessen, das dank russischer Fürsprache mit einigen kleinen

Gebietsabtretungen davonkommt.

15. Juli 1870 – Mobilmachung im Großherzogtum Baden gegen Frankreich

Karlsruhe * In Karlsruhe, der Hauptstadt des Großherzogtums Baden, ergeht der Befehl zur

Mobilmachung.

19. Juli 1870 – Frankreichs Kaiser Napoleon III. erklärt Preußen den Krieg

Paris - Berlin • Die französische Kriegserklärung trifft in Berlin ein. Kaiser Napoleon III. tritt die

Flucht nach vorne an und erklärt - überstürzt und ohne außenpolitische Rückendeckung -

Preußen den Krieg. „Nach Berlin!“ heißt der Schlachtruf und Marschall Leboeuf erklärt:

„Frankreich ist bereit. Die preußische Armee existiert nicht. Ich kenne sie nicht!“    Da nun aber

Preußen der angegriffene Staat ist, werden - für Frankreich völlig unerwartet - die süddeutschen

Länder Bayern, Baden und Württemberg als Verbündete Preußens mit in den Krieg ziehen. 

18. Januar 1871 – Die Frage der richtigen Anrede geht weiter

Versailles • Da sich auch am frühen Tag der Proklamation noch nicht abzeichnete, wie die

unwillige Hauptperson, König Wilhelm I. reagieren würde, nimmt Bismarck mit dem ranghöchsten

anwesenden Fürsten, der den Kaiser proklamieren soll, Kontakt auf. Es ist dies Friedrich I., der

Großherzog von Baden. Auf die Frage, wie er gedenke, Wilhelm auszurufen, schockiert dieser

Bismarck mit den Worten: „Kaiser von Deutschland, auf Befehl Seiner Majestät.“    Bismarck bittet

den Großherzog inständig, Wilhelm I. von der Unmöglichkeit dieser Titulatur zu überzeugen, da

dies die süddeutschen Monarchen kaum akzeptieren würden. Außerdem lautet der

verfassungsmäßige Titel seit dem 1. Januar bereits „Deutscher Kaiser“. 

18. Januar 1871 – Otto von Bismarck fällt ein Stein vom Herzen
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Versailles • Um 12 Uhr beginnt die Zeremonie der Kaiserproklamierung im prachtvollen Schloss

des „Sonnenkönigs“ Ludwig XIV.. Nach einer kurzen Rede Wilhelms I., in der er die Kaiserwürde

annimmt, verliest Reichskanzler Otto von Bismarck die Proklamation. Dann wird es spannend.

Der Großherzog von Baden tritt nach vorne und ruft: „Seine Kaiserliche und Königliche Majestät,

Kaiser Wilhelm, lebe hoch! Hoch! Hoch!“ Eine elegante Lösung. Otto von Bismarck fällt ein Stein

vom Herzen.     Gleichzeitig wird auch das Zweite Kaiserreich gebildet und ausgerufen. 

21. Januar 1871 – Auch die Abgeordnetenkammer stimmt dem Beitritt zum Kaiserreich zu

München-Kreuzviertel * Nach einer zehnstündigen Redeschlacht stimmen 102 Abgeordnete für

den Beitritt Bayerns zum Deutschen Kaiserreich und nur noch 48 dagegen. Damit ist die

Zweidrittelmehrheit - wenn auch knapp - erreicht.      Das im Jahr 1871 gegründete Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutz des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb dieses gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt des

Deutschen Volkes“.      Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten         der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe, des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie     der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.        Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.      In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten:         Preußen 17,     Bayern 6,    

Sachsen und Württemberg je 4,     Baden und Hessen je 3,     die kleineren je 2 oder 1 -    

insgesamt 58 Stimmen. 

16. April 1871 – Die Reichsverfassung wird rechtskräftig

Deutsches Reich - Königreich Bayern * Die Reichsverfassung wird rechtskräftig.    Das Zweite

Deutsche Kaiserreich ist ein Bundesstaat, dem - unter preußischer Hegemonie - 25 Einzelstaaten

angehören. Der preußische Ministerpräsident ist gleichzeitig Reichskanzler.    Das Deutsche

Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutze des deutschen
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Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt

des Deutschen Volkes“.    Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten:       der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe,   des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie   der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.      Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.    In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten: Preußen 17, Bayern 6, Sachsen und

Württemberg je 4, Baden und Hessen je 3, die kleineren je 2 oder 1 - insgesamt 58 Stimmen.     

Bis im Rahmen der Reichsgründung auch in Bayern das metrische Maß eingeführt wird, fasst die

Bayerische Mass 1.069 Kubikzentimeter. Durch die Preußische Maß- und Gewichtsordnung wird

das Bayerische Maaß abgeschafft. Als gesamtdeutsche Maßeinheit gilt nun der Liter. Und dieser

ist auf 1.000 Kubikzentimeter festgelegt worden.

26. März 1876 – Ein Vorvertrag für die Pferdestraßenbahn wird geschlossen

München - Brüssel * Bürgermeister Alois von Erhardt schließt mit dem aus Brüssel stammenden

Industriellen Edouard Otlet - vorbehaltlich der Genehmigung durch die beiden Ratskollegien -

einen Vorvertrag ab. Dieser sieht eine Konzession auf dreißig Jahre vor.    Edouard Otlet, der

bereits zuvor in Prag und Wiesbaden erfolgreich Pferdebahnen aufgebaut hat, verpflichtet sich,

auch in München ein weit gespanntes Linienkreuz zu errichten.      Die West-Ost-Achse soll vom

Nymphenburger Schlosspark über Neuhausen zum Stachus führen und sich dort verzweigen. 

Ein Nebenast soll über den Lenbachplatz zum Promenadeplatz und den dort gelegenen Hotels

und Geschäften führen.  Der Hauptast soll - die Altstadt umfahrend - über die Sonnenstraße den

Sendlinger-Tor-Platz erreichen und von dort über den Gärtnerplatz zur Isarbrücke, weiter durch

die Rosenheimer- und Weißenburger Straße und am damals noch Haidhauser

Bahnhof genannten Ostbahnhof enden.  Der Verlauf der Nord-Süd-Linie beginnt am Großen

Wirt in Schwabing und führt weiter über die heutige Leopoldstraße zum Odeonsplatz, von dort

über die Brienner Straße zum Stachus, weiter zum Bahnhofsplatz und endet am Fuße der

Theresienhöhe.    Mit dieser Linienführung können die engen Altstadtstraßen geschickt umfahren
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werden.  Außerdem soll die Pferdetram in einem zehnminütigen Abstand verkehren und  Otlets

Gesellschaft - für die Benutzung des städtischen Straßengrundes ein Prozent der

Bruttoeinnahmen an die Stadtgemeinde abführen. 

1879 – Carl von Linde gründet die Gesellschaft für Lindes Eismaschinen AG

Wiesbaden * Carl von Linde gibt seine akademische Laufbahn auf und gründet in Wiesbaden die

Gesellschaft für Lindes Eismaschinen AG.

30. Juli 1880 – Die Gesellschaft für Lindes Eismaschinen kauft die Spießmühle

München-Au * Die Gesellschaft für Lindes Eismaschinen, Wiesbaden, kauft die Spießmühle in

der Au mit den dazugehörigen Wasserechten.

27. Juli 1888 – Die I. Kraft- und Arbeitsmaschinen-Ausstellung

München-Lehel * Die erste Kraft- und Ar­beitsmaschinen-Ausstellung wird eröffnet. Parallel dazu

wird die Deutsch-Na­tionale Kunstgewerbe-Ausstel­lung am Isarquai abgehalten. Sie markiert

einen bedeutenden Meilenstein in der Industrialisierung Bayerns und dauert bis zum 16. Oktober

1888.  Die Ausstellung steht unter dem Protektorat des Prinzregenten Luitpold von Bayern und

wird von der Staatsregierung, der Stadt und dem polytechnischen Verein auch in finanzieller

Hinsicht unterstützt. Sie wird aus Anlass des 40-jährigen Bestehens des Allgemeinen

Gewerbe­vereins im Rahmen des All­gemeinen Deutschen und Bayerischen Handwerkerta­ges

abgehalten und ist eine Ausstellung von Kraft- und Arbeitsmaschinen für den Handwerksbetrieb.  

Der Ausstellungsbau steht am Isartorplatz und erhebt sich dort „mehr ge­mütlich als prunkend“.

Er ist „dem schlichten Handwerks­mann gleichend, welcher ein braves und gutes Herz in sich

trägt“. Die Pläne zum Ausstellungsgebäude hat der  Architekt Franz Brochier gefertigt.   Beteiligt

sind an der Maschinen-Messe 217 Aussteller, welche eine Bodenfläche von 1.664 Quadratmeter

und eine Wandfläche von 113 Quadratmeter belegt haben. Präsentiert werden 67 Motoren mit

einer Gesamtkraft von 184 Pferdestärken und zwar    20 Dampfmotoren,   13 Wassermotoren,  

31 Gasmotoren und   3 Petroleummotoren.   Die Zahl der ausgestellten Arbeitsmaschinen beträgt

563 und umfasst alle Gewerbebranchen.     Nach Bundesstaaten verteilten sich die Aussteller

folgendermaßen:     Aus Bayern kommen 90,   aus Preußen und Sachsen jeweils 44,   aus Baden

elf,   aus Württemberg 16,   aus Reuß sechs,   aus Hamburg zwei und aus Hessen,

Braunschweig, Elsass-Lothringen und Bremen jeweils ein Aussteller.     An Flächenraum nimmt
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am meisten Sachsen mit 368 Boden- und 68 Quadratmeter Wandfläche ein, während die Freie

Stadt Hamburg sich mit lediglich einem qm Bodenfläche begnügt.   Insgesamt werden 136

Aussteller mit Diplomen und Medaillen ausgezeichnet. 

April 1904 – Eine Studienreise für den Betrieb eines Ratskellers

München * Eine Kommission des Stadtmagistrats geht auf Studienreise nach Stuttgart,

Deidesheim, Mainz, Wiesbaden, Koblenz, Köln, Bremen, Hamburg, Berlin, Leipzig, Dresden,

Wien, Großinzersdorf und Salzburg begeben, „um Einrichtung und den Betrieb der Ratskeller

einer Anzahl größerer Städte kennen zu lernen“.    Ergebnis dieser Studienreise war der

Beschluss der Gemeindekollegien, dass im Ratskeller nur noch „Pfalzweine, Rheinweine, Mosel-

und Saarweine, Frankenweine, badische Weine, österreichische und ungarische Weine sowie

Bordeaux-, Burgunder- und Schaumweine“ angeboten und verkauft werden durften, welche von

einer vom Magistrat eingesetzten Kommission „nach vorgenommener Kostprobe angekauft und

in der städtischen Weinkellerei eingelagert und behandelt worden sind“.    Für die Auswahl der

„ruhigen“ Weine war „vor allem maßgebend, dass die Weine naturecht, das heißt aus dem

vergorenen Saft der Weintraube sind und keinerlei Zusatz an Zucker oder Zuckerwasser

enthalten“.

1905 – Zucht und Ordnung auch in der Badeanstalt

München *Der „Magistrat der königlichen Haupt- und Residenzstadt“ erlässt eine „Badeordnung“,

die nur wenig mit den heutigen Vorstellungen von Freizeitvergnügen vereinbar ist. Es herrscht

„Zucht und Ordnung“.    Es gibt zum Beispiel eine eigens ausgewiesene „Einsprungstelle“ ins

Becken. „Das Herumliegen auf dem Boden ist nicht gestattet“. Außerdem bestimmt die

„Badeordnung“, dass „Zuschauer (...) keinen Zutritt in das Bad“ haben.    Im Liegeraum darf man

nicht lesen, „weil dies die Gehirntätigkeit beeinflußt“.    Sogar einen Tipp gegen „Sonnenstich“

kann man der Anweisung entnehmen. Darin heißt es: „Den Gästen wird empfohlen, den Kopf mit

einem Tuche zu beschatten und sich bei großer Hitze öfter abzubrausen“.     Und sogar für

schlechtes Wetter gibt die „Badeordnung“ den Freibadbenutzern eindeutige Verhaltensmaßregeln

mit auf den Weg: „Wenn Regen eintritt“, heißt es hier, „so kann man sich noch ca. ¼ Stunde lang

dem Regen aussetzen, dann aber ist der Körper zu bekleiden“.  Natürlich gibt es auch

Vorschriften über die angemessene Bekleidung in der Badeanstalt. Die „Badeordnung“ schreibt

hierbei Folgendes vor: „Jeder Badende muß mit einer geordneten Badehose versehen sein, der

Gebrauch von Schürzen und ähnlichen Bekleidungsstücken ist untersagt“.
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27. August 1918 – Max von Baden und seine programmatischen Vorstellungen

Karlsruhe - Lille * In einem privaten Brief an Kronprinz Rupprecht von Bayern legt Prinz Max von

Baden sein politisches Motiv für eine eventuelle Kanzlerkandidatur offen. Er will die

Demokratisierung des Reiches verhindern und fürchtet am meisten den Zentrumsabgeordneten

Matthias Erzberger, der - unterstützt durch die Reichstagsmehrheit - dem Kanzler „neue

Majoritätsfesseln“ anlegen möchte. Um dies zu verhindern will der Prinz die politische Mehrheit im

Reichstag „wieder in ihre wohlverdiente Ohnmacht zurück treiben“. 

30. August 1918 – Prinz Max von Baden will das Vaterland retten

Karlsruhe - Berlin * Prinz Max von Baden bringt in einem Brief an Kaiser Wilhelm II. zum

Ausdruck, dass er „in eine die Reichsleitung bestimmende Stellung“ gebracht werden möchte, um

aus dieser Position heraus „das Vaterland zu retten“. 

15. September 1918 – Prinz Max von Baden für eine autonome Staatspolitik

Karlsruhe - Lille * Prinz Max von Baden informiert Kronprinz Rupprecht, dass er für eine

autonome Staatspolitik eintritt, deren Initiative mehr denn je dem freien Entschluss des Fürsten

zufällt. Denn: „Wir stehen unmittelbar vor dem parlamentarischen Staatsstreich“. 

29. September 1918 – Max von Baden wird als künftiger Reichskanzler vorgeschlagen

Spa * Graf Siegfried von Roedern schlägt dem Kaiser Prinz Max von Baden als künftigen

Reichskanzler vor. Wilhelm II. findet dagegen „seinen Vetter als einen Mann von weichem,

schwankendem Charakter […], der weder militärisch noch sonst im Leben etwas geleistet“ habe. 

1. Oktober 1918 – Die OHL setzt Max von Baden als Reichskanzler durch

Spa - Berlin - Karlsruhe * Die Oberste Heeresleitung - OHL übernimmt wieder einmal die

politische Führung und setzt bei Kaiser Wilhelm II. - der dagegen „schärfsten Widerspruch“

einlegt - Prinz Max von Baden als Kanzlerkandidat der Krone durch.      Umgehend wird der

Marschbefehl für den badischen Monarchen zur sofortigen Reise nach Berlin erstellt. Vorsorglich

reist Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gleich mit. 

Münchner Zeitensprünge Seite 17/40



1. Oktober 1918 – Der künftige Reichskanzler trifft in Berlin ein

Berlin * Bereits am Nachmittag trifft der designierte Reichskanzler Max von Baden in Berlin ein,

wo ihm Kaiser Wilhelm II. erklärt, was er von ihm erwartet. 

2. Oktober 1918 – Die MSPD-Spitze ist von Max von Baden begeistert

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert berichtet dem Fraktionsvorstand über sein erstes

Treffen mit Prinz Max von Baden. Er verspricht sich von dem Kanzlerkandidaten viel für die

sozialdemokratische Sache. Auch Philipp Scheidemann bezeichnet den designierten Kanzler als

„sehr weit entgegen kommend“, insbesondere was die „entschiedene Demokratisierung“ des

Reiches anbelangt.    Philipp Scheidemann soll als Minister ohne Portefeuille in das neu zu

bildende Kabinett Max von Baden aufgenommen werden. 

2. Oktober 1918 – Das OHL informiert die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen

Berlin * Der Emissär der Obersten Heeresleitung - OHL und Abgesandter des

Generalquartiermeisters Erich Ludendorffs, Major Erich von dem Bussche-Ippenburg, informiert

die Vorsitzenden der Reichstagsfraktionen, dass „nach menschlichem Ermessen keine Aussicht

mehr besteht, dem Feinde den Frieden aufzuzwingen“.    „Die Oberste Heeresleitung sieht sich

veranlasst, Seiner Majestät vorzuschlagen, zu versuchen, den Kampf abzubrechen, die

Fortsetzung des Krieges als aussichtslos aufzugeben. Jede vierundzwanzig Stunden können die

Lage verschlechtern und den Feind unsere eigentliche Schwäche erkennen zu lassen.“     Bei

den bürgerlichen Parteien herrscht ebenso wie bei den Sozialdemokraten blankes Entsetzen und

Niedergeschlagenheit. Doch kein Sozialdemokrat, kein Zentrumsmann, kein Liberaler reißt das

Angebot des politischen Handelns an sich. Deshalb geht die Kanzlerschaft an einen adeligen,

badischen Prinzen. 

3. Oktober 1918 – Die Rechte der Einzelstaaten sollen garantiert werden

Berlin * Der Bundesrat tagt. Auf der Versammlung der fürstlichen Bevollmächtigten wird den

verbündeten Regierungen erstmals reiner Wein über die politische und militärische Lage

eingeschenkt. Die Anwesenden sind zwar über die „schrecklichen“ Tatsachen entsetzt. Aktiv in

die Reichspolitik wollen sie sich aber nicht einbringen. Allerdings sollen die Rechte der

Einzelstaaten vom Reichskanzler Max von Baden garantiert werden. 
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3. Oktober 1918 – Friedrich Ebert will in die Regierung - Philipp Scheidemann nicht

Berlin * Philipp Scheidemann, der Außenpolitische Sprecher der SPD im Reichstag und zweiter

Mann in der SPD-Reichstagsfraktion plädiert gegen den Eintritt in ein „bankrottes Unternehmen“. 

  Friedrich Ebert argumentiert in der Fraktionssitzung für die Beteiligung an der Regierung. Denn

die Partei darf sich nicht dem Vorwurf aussetzen, dass sie in einem Augenblick ihre Mitwirkung

versagt hat, in dem man sie dringend von allen Seiten darum bat. „Wir müssen uns im Gegenteil

in die Bresche werfen“. Friedrich Ebert wird sich mit dieser Argumentation durchsetzen.    Damit

kann eine parlamentarisch verantwortliche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden

gebildet werden. Gemeinsam mit den Sozialdemokraten, den Liberalen und dem Zentrum verfügt

der Reichskanzler über eine solide parlamentarische Mehrheit. 

3. Oktober 1918 – Die erste deutsche Friedensnote an die US-Regierung

Berlin - Washington * Die neue Regierung unter Reichskanzler Max von Baden unterbreitet dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson umgehend Vorschläge für einen sofortigen Waffenstillstand.

Diese erste deutsche Friedensnote wird der US-Regierung über Schweizer Kanäle zugeleitet. Die

Verhandlungen sollen auf der Basis der Friedensbedingungen aus Wilsons

14-Punkte-Programm vom 8. Januar 1918 geführt werden. 

3. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden zum Reichskanzler

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt Prinz Max von Baden, zum Reichskanzler des Deutschen

Kaiserreichs. Dieser nimmt Staatssekretäre des Zentrums, der Liberalen und der

Sozialdemokraten in seine Regierung auf.

4. Oktober 1918 – Die Deutsche Zeitung kämpft gegen den Reichskanzler

Berlin * Die Deutsche Zeitung beschreibt Prinz Max von Baden als sich doch „offen als

Vertrauensmann des sozialistisch-freisinnig-zentrümlichen Volksteils“ zu bekennen. Und weiter:

„Wir fragen die deutschen Bundesfürsten, mit deren Rechten eine wildgewordene

Reichstagsmehrheit heute Fangball spielt, ob sie diese Entwürdigung ihres hohen Berufes ruhig

hinnehmen können?“ 

4. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung
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Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bildet eine parlamentarische Regierung, die die

revolutionäre Bewegung in Deutschland aufhalten soll. Die meisten Staatssekretäre aus der

Regierung Hertling bleiben im Amt. Aus den Reihen der Reichstagsmehrheit übernimmt der

Zentrums-Abgeordnete Karl Trimborn das Reichsamt des Inneren, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Bauer übernimmt das Reichsarbeitsamt. Vier weitere Parteienvertreter (Philipp

Scheidemann, MSPD; Matthias Erzberger, Zentrum; Adolf Gröber, Zentrum, und Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP) werden zu Staatssekretären ohne

Portefeuille.    Dem 16-köpfigen Kabinett Baden gehören neun Parteilose, zwei Fortschrittliche

Liberale, ein Nationalliberaler, drei Zentrums-Abgeordnete und zwei Vertreter der größten

Reichstagsfraktion, den Sozialdemokraten, an.    Die halbherzige Zusammenstellung der neuen

Regierung unter Reichskanzler Max von Baden ist gewiss kein Systemwechsel und Neuanfang.

Sie beteiligt halt zusätzlich ein paar Parteienvertreter, die das Image der Reichsregierung

aufpolieren sollen. 

5. Oktober 1918 – Der Krieg ist verloren - jedes weitere Opfer ist  vergeblich

Deutsches Reich - Berlin * Durch Zeitungsartikel erfährt die deutsche Öffentlichkeit, dass es eine

neue Regierung mit Beteiligung der Sozialdemokraten, des Zentrums und der Fortschrittspartei

gibt.    Auch, dass diese Regierung als erste Amtshandlung ein Waffenstillstandsgesuch an den

US-amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson geschickt hat. Damit herrscht im Volk

Gewissheit, dass der Krieg verloren und jedes weitere Opfer vergeblich ist.     Was verschleiert

wird ist das Versagen der Obersten Heeresleitung - OHL, die das Deutsche Reich mit seiner

Kriegspolitik ins Verderben geführt hat, jetzt aber nicht mehr als Verantwortlicher und

Hauptakteur, sondern als Zuschauer erscheint. 

5. Oktober 1918 – Der Reichskanzler sichert den Einzelstaaten ihre Rechte zu

Berlin * Reichskanzler Max von Baden sichert den Bevollmächtigten der Bundesfürsten die

Rechte der Einzelstaaten zu, indem er sich als den berufenen Garanten für die Wahrung der

Bundesstaatlichkeit des Reiches bezeichnet. 

5. Oktober 1918 – Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung

Rosenheim * Der Rosenheimer Anzeiger bringt unter der Überschrift „Dem Frieden entgegen -

Bitte des Reichskanzlers an Wilson um Friedensvermittlung“ ein Extra-Blatt zur Rede des
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Reichskanzlers Prinz Max von Baden im Reichstag heraus:       „Im Verlauf seiner vielfach vom

Beifall der Linken und des Zentrums unterbrochenen Reichstagsrede erstattete Reichskanzler

Prinz Max von Baden unter lebhafter Spannung des Hauses folgende Mitteilung:    ‚Dank des

unvergleichlichen Heldentums unseres Heeres ist die Front im Westen ungebrochen. Dieses

stolze Bewusstsein lässt uns mit Zuversicht in die Zukunft sehen.    Gerade deshalb ist es aber

auch unsere Pflicht, Gewissheit darüber herbeiführen, ob das opfervolle, blutige Ringen nicht

einen einzigen Tag über den Zeitpunkt hinaus geführt wird, wo uns ein Abschluss des Krieges

möglich erscheint, der unsere Ehre nicht berührt.    Gestützt auf das Einverständnis aller dazu

berufenen Stellen im Reiche und auf die Zustimmung der gemeinsam mit uns handelnden

Bundesgenossen habe ich in der Nacht zum 5. Oktober 1918 durch die Vermittlung der Schweiz

an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika eine Note gerichtet, in der ich ihn bitte,

die Herbeiführung des Friedens in die Hand zu nehmen und hierzu mit allen kriegsführenden

Staaten in Verbindung zu treten‘.    Die Note trifft schon heute oder morgen in Washington ein.

Sie richtet sich an den Präsidenten der Vereinigten Staaten, weil dieser in seiner

Kongressbotschaft vom 8. Januar 1918 und in seinen späteren Kundgebungen, besonders auch

noch in seiner New-Yorker Rede vom 27. September ein Programm für den allgemeinen Frieden

aufgestellt hat, das wir als Grundlage für die Verhandlungen annehmen können. (Am Schluss der

Rede des Reichskanzlers ertönte wiederholter Beifall).“ 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des
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amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

6. Oktober 1918 – Die Kaiserkrone im Volk verankern

Berlin * Reichskanzler Max von Baden erklärt im Kabinett: „Wir müssen alles tun, um die Krone

im Volk zu verankern.” 

6. Oktober 1918 – Deutschland ist sowohl friedensbereit als auch kampfentschlossen

Berlin * Das Berliner Tageblatt, die auflagenstärkste Tageszeitung im Deutschen Kaiserreich mit

linksliberaler Ausrichtung, stellt unter der Überschrift „Des Kanzlers Friedensschritt“ fest, dass die

Rede des Reichskanzlers Max von Baden vom Vortag signalisiere, Deutschland ist sowohl

„friedensbereit“ als auch „kampfentschlossen“. 

6. Oktober 1918 – Neue Pläne zur Fortführung des Krieges

Berlin * Die Aussage des Reichskanzlers Max von Baden vom Vortag lädt die nicht gerade

geringe Zahl der Gegner eines Friedens à la Woodrow Wilson ein, neue Pläne zur Fortführung

des Krieges zu schmieden.    Mit seiner Feststellung, entweder einen ehrenhaften, für

Deutschland annehmbaren Frieden oder den Endkampf auf Leben und Tod, schürt er auch die

Hoffnung bei Bewohnern von Danzig, die dem Deutschen Reich verloren gehen könnten, wenn

Wilsons Politik des Selbstbestimmungsrechts der Völker in die Tat umgesetzt werden würde. 

7. Oktober 1918 – Die Abdankung des Kaisers keinesfalls zulassen

Berlin * Kabinettschef Friedrich von Berg erklärt Reichskanzler Max von Baden im Garten der

Reichskanzlei, er dürfe „unter keinen Umständen über die Abdankung des Kaisers auch nur mit

sich reden lassen“. 

7. Oktober 1918 – Die Briefaffäre des Reichskanzlers Max von Baden

Berlin * Durch eine gezielte Indiskretion wird ein Privatbrief des Prinzen Max von Baden von
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Anfang Oktober 1918 bekannt, in dem er die Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli

1917 als eine „Dummheit“ und „Gemeinheit“ bezeichnet und das Konzept einer

Parlamentarisierung und Demokratisierung des politischen Systems verunglimpft.    Der Inhalt

des Briefes entlarvt seine Reichstagsrede vom 5. Oktober als Heuchelei. Durch die Briefaffäre ist

der Reichskanzler angezählt. 

8. Oktober 1918 – Die MSPD lässt den Reichskanzler nicht fallen

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert hat in der „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max

von Baden erkannt: „Wenn die Arbeiter von dem Brief Kenntnis erhalten, so verliert die Regierung

ihren ganzen Einfluss.“    Dennoch wird der Reichskanzler von der MSPD gehalten. Dankbar stellt

dieser fest, „dass ich in den Sozialdemokraten Männer auf meiner Seite habe, auf deren Loyalität

ich mich vollkommen verlassen kann.“ 

8. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson stellt erste Bedingungen

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson antwortet auf das erste

Waffenstillstandsersuchen der deutschen Regierung. Nur zögernd und misstrauisch übermittelt er

seine Vorbedingungen.    In seiner ersten Note fordert er den deutschen Rückzug aus den

besetzten Gebieten. Weitere Forderungen werden folgen. Er wirft aber auch die Frage auf, „ob

der Kanzler nur für diejenigen Gewalten des Reiches spricht, die bisher den Krieg geführt

haben“. 

11. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. will wieder mitregieren

Berlin * Kaiser Wilhelm II. will wieder mitregieren. Vom 11. bis 13. Oktober erscheint er täglich in

der Reichskanzlei zur Unterredung mit Reichskanzler Max von Baden. 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 
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 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 

12. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung will Wilsons Forderungen nachkommen

Berlin - Washington * Die deutsche Reichsregierung erklärt sich in ihrer Antwort auf das

amerikanische Schreiben bereit, die 14 Punkte des US-Präsidenten Woodrow Wilson

anzunehmen. Darunter befindet sich auch die Räumung der besetzten Gebiete.     Besonders

stellt die neue amtierende Regierung heraus, dass sie „durch Verhandlungen und in

Übereinstimmung mit der großen Mehrheit des Reichstags“ gebildet worden ist. „In jeder seiner

Handlungen, gestützt auf den Willen dieser Mehrheit, spricht der Reichskanzler im Namen der

deutschen Regierung und des deutschen Volkes.“ 

12. Oktober 1918 – Hindenburg droht dem Reichskanzler mit Rücktritt

Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg kündigt (droht) gegenüber dem

Reichskanzler Max von Baden in einem Fernschreiben seinen Rücktritt an, falls der

Generalquartiermeister Ernst Ludendorff entlassen werden sollte. 

13. Oktober 1918 – Der Mann kann getrieben werden

Berlin * Auf der gemeinsamen Sitzung des Partei- und Fraktionsvorstands der MSPD stellt Otto

Braun in Hinblick auf die „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max von Baden fest: „Nachdem der

Mann uns diese Schwäche gezeigt hat, stärkt er unsere Position. Der Mann kann getrieben

werden.“ 

14. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson fordert die Einstellung des U-Boot-Krieges

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson fordert auf das deutsche

Waffenstillstandsersuchen in seiner zweiten Note unter anderem die Einstellung des

U-Boot-Krieges, nachdem am 11. Oktober in der Bucht von Dublin ein Passagierschiff von einem
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deutschen U-Boot versenkt worden ist. 450 Menschen kamen dabei ums Leben, darunter 135

Frauen und Kinder. 

16. Oktober 1918 – Der Reichsgesundheitsrat tritt erneut zusammen

Berlin * Auf Initiative des selbst erkrankten Reichskanzlers Max von Baden tritt der

Reichsgesundheitsrat erneut zusammen. Den mehrstündigen Beratungen folgen aber keine

konkreten Vorschläge. Die zweite, jetzt häufig von Lungenentzündungen begleitete Variante der

Spanischen Grippe ist seit Oktober aufgetreten und liefert in ihren Auswirkungen Anlass zur

Besorgnis. 

19. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. könnte nie fahnenflüchtig werden

Berlin * Bei einer Unterredung zwischen Reichskanzler Max von Baden und Kaiser Wilhelm II.

äußert dieser, „dass er nie daran denken könne, fahnenflüchtig zu werden. Er wisse auch, dass

wenn für ihn als Kaiser und König von Preußen Gefahr drohe, sein Volk und seine Armee sich um

ihn scharen würden“.    Der mit anwesende bayerische Gesandte am Kaiserhof, Hugo Graf von

Lerchenfeld, bringt den Mut auf und weist den König darauf hin, „dass es noch andere Elemente

im Reich“ gibt. 

20. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden will die Dynastie retten

Berlin * Reichskanzler Max von Baden: „Nur deshalb bin ich Reichskanzler geworden, um die

Dynastie zu retten. Ich sehe deshalb auch meine vornehmste Aufgabe darin, die Abdankung des

Kaisers zu verhindern.“ 

20. Oktober 1918 – Passagierschiffe werden nicht mehr durch deutsche U-Boote torpediert

Berlin - Washington * Reichskanzler Prinz Max von Baden stimmt in einer versöhnlich gestimmten

Note den amerikanischen Forderungen zu. Die von Woodrow Wilson geforderte Einstellung des

U-Boot-Krieges wird von der Reichsregierung befohlen. Die deutsche Regierung sichert dem

US-Präsidenten Wilson zu, dass Passagierschiffe durch deutsche U-Boote nicht mehr torpediert

werden. 
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22. Oktober 1918 – Der Reichstag tritt für Verfassungsänderungen zusammen

Berlin * Der Reichstag tritt erstmals nach der Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Max von

Baden wieder zusammen. Er soll die notwendigen Verfassungsänderungen beschließen, die das

Deutsche Reich zu einer parlamentarischen Monarchie machen. 

23. Oktober 1918 – US-Präsident Wilson will ein republikanisches Deutschland

Washington - Berlin * US-Präsident Woodrow Wilson erklärt sich in seiner Antwort auf das

Schreiben vom 20. Oktober nur zur Aufnahme von Waffenstillstandsgesprächen gemeinsam mit

den Regierungen der Alliierten bereit, wenn der deutsche Verhandlungspartner eine vom Volk

gewählte Regierung ist.    Die amerikanische Regierung will „mit keinen anderen als wahrhaften

Vertretern des deutschen Volkes verhandeln“. Aus ihrer Sicht gibt es bislang aber keinen Hinweis

dafür, dass „die Grundsätze einer dem deutschen Volk verantwortlichen Regierung jetzt bereits

vollständig angenommen sind“ und die Systemänderung im Deutschen Reich auf Dauer sein

wird. Die Amerikaner geben deutlich zu erkennen, dass sie gegenüber einem republikanischen

Deutschland oder zumindest einem Deutschland ohne Kaiser mehr Nachsicht üben würden.    Sie

setzen offenbar aber auch darauf, dass jeder zusätzliche Kriegstag die Position des Deutschen

Reichs und seiner Verbündeten weiter schwächen und die Friedensbedingungen für die USA

positiver gestalten würden. 

24. Oktober 1918 – Hindenburg fordert die Armee zum äußersten Widerstand auf

Spa * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff

erlassen ohne Rücksprache mit dem Reichskanzler einen Heeresbefehl, in dem sie die

Forderungen des US-Präsidenten Woodrow Wilson vom 23. Oktober 1918         als

unannehmbar bezeichnen und   den Abbruch der diplomatischen Beziehungen fordern.      „Die

Antwort Wilsons fordert die militärische Kapitulation. Sie ist deshalb für uns Soldaten

unannehmbar. Sie ist der Beweis, dass der Vernichtungswille unserer Feinde, der 1914 den Krieg

entfesselte, unvermindert fortbesteht. Wilsons Antwort kann daher für uns Soldaten nur die

Aufforderung sein, den Widerstand zu mit äußersten Kräften fortzusetzen.“    Die totale

Niederlage vor Augen, vollzieht die militärische Führung nochmal eine Kehrtwende und flüchtet

sich in die Wahnvorstellung eines immer noch möglichen Widerstandes, der einen ehrenvollen

Frieden erzwingen soll. Das taktisch ungeschickte, aber wohl so beabsichtigte Vorgehen der

Obersten Heeresleitung - OHL raubt der deutschen Regierung auch noch den allerletzten

Verhandlungsspielraum. 
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24. Oktober 1918 – Hindenburg und Ludendorff wollen den Kaiser überzeugen

Spa - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich

Ludendorff verlassen entgegen der Anweisung des Reichskanzlers Max von Baden das

Hauptquartier in Spa. Sie wollen Kaiser Wilhelm II. von ihrem Vorhaben überzeugen. 

25. Oktober 1918 – Die Worte Kaiserfrage und Revolution beschäftigen das Volk

Deutsches Reich * Spätestens seit der dritten Note des US-amerikanischen Präsidenten

Woodrow Wilson vom 23. Oktober sind die Worte „Kaiserfrage“ und „Revolution“ in aller Munde.

Viele Männer in verantwortlichen Positionen, einschließlich des Reichskanzlers Max von Baden

und des Vorsitzenden der MSPD-Reichstagsfraktion Friedrich Ebert, sehen in dem Thronverzicht

des Kaisers das einzige Mittel zur „Rettung der Monarchie“.    Vizekanzler Friedrich von Payer

berichtet: „Die allerwildesten Kaiserstürzler sind die rechts stehenden Leute. Die Herren der

Hochfinanz und der Großindustrie, ja bis hoch in die Offizierskreise hinein kann man mit einer

erstaunlichen Offenheit sagen hören: Der Kaiser muss sofort zurücktreten. […] Je länger die

Hetzte fortdauert, desto stärker wird die Forderung hervortreten, dass man überhaupt keine

Monarchie mehr brauchte, sondern eine Republik errichten sollte.“ 

25. Oktober 1918 – OHL: Die diplomatischen Beziehungen sollen beendet werden

Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Erich Ludendorff

drängen Wilhelm II. dazu, die diplomatischen Beziehungen und den Notenwechsel mit dem

US-Präsidenten Woodrow Wilson sofort zu beenden. Der Kaiser, der vom Staatssekretär des

Äußeren, Paul von Hintze, vom Gegenteil überzeugt und eingeschworen worden war, geht auf

die Forderungen nicht ein.    Um ihrer Forderung Nachdruck zu verleihen, bieten die beiden

Offiziere ihren Rücktritt an. Doch auch der bettlägerige Reichskanzler Max von Baden droht am

selben Abend seinen Rücktritt an, falls „ein Wechsel in der Obersten Heeresleitung nicht möglich

ist“.    Der Kaiser ist inzwischen auch darüber informiert worden, dass Ludendorff seit Frühjahr

und Sommer 1918 von einem Großteil der Heerführer als überaus negativ angesehen wird. 

26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. kontert Ernst Ludendorffs Rücktrittsdrohung

Berlin * Kaiser Wilhelm II. entlässt den Generalquartiermeister Ernst Ludendorff im Schloss

Bellevue nach dessen Rücktrittsdrohung mit den Worten: „Na, wenn Sie durchaus gehen wollen,
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dann meinetwegen“. Dies geschieht auch aufgrund seiner Verärgerung über Ludendorffs      

politisches Manöver gegen den Reichskanzler Max von Baden und   seinem eigenmächtigen

Armeebefehl vom 24. Oktober.      Das Rücktrittsgesuch des Generalfeldmarschalls Paul von

Hindenburg ignoriert Kaiser Wilhelm II. und bittet ihn sogar in der Obersten Heeresleitung - OHL

im Amt zu bleiben. Sein Rückhalt in der Bevölkerung ist noch so groß, dass man seine

Entlassung fürchtet. Hindenburg entspricht dem Wunsch des Kaisers und lässt Ernst Ludendorff

fallen wie die berühmte heiße Kartoffel. Der geschasste Generalquartiermeister fühlt sich derart

verletzt und hintergangen, dass er sich sogar weigert, gemeinsam mit Hindenburg im Auto nach

Spa zu fahren.    Mit dem Rausschmiss Ludendorffs will der Kaiser aber auch gegenüber den

USA glaubhaft machen, dass im Deutschen Reich neue Männer das Ruder übernommen haben. 

27. Oktober 1918 – Die deutsche Reichsregierung ist für einen Waffenstillstand bereit

Berlin * Die deutsche Reichsregierung steht in einem Schreiben an den US-Präsidenten

Woodrow Wilson für einen Waffenstillstand bereit.

28. Oktober 1918 – Gesetzentwurf zur Änderung der Reichsverfassung unterzeichnet

Berlin - Deutsches Reich * Kaiser Wilhelm II. unterzeichnet den Gesetzentwurf zur Änderung der

Reichsverfassung, der am 4. November veröffentlicht wird. Damit tritt die Änderung der

Verfassung von 1871 in Kraft. Die wesentlichste Bestimmung lautet: „Der Reichskanzler bedarf

zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags“. Damit ist das Deutsche Reich eine

Parlamentarische Monarchie.    Außerdem sagt der Kaiser seine loyale Zusammenarbeit mit der

Volksvertretung und der von dieser gestellten Regierung an. Auf Rücktrittsforderungen geht er mit

keinem Wort ein. 

29. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. macht dem Reichskanzler Vorwürfe

Berlin * Kaiser Wilhelm II. nimmt dem Reichskanzler Max von Baden übel, dass er den

Generalquartiermeister Erich Ludendorff entlassen musste. Wilhelm II. schreibt ihm: „Ludendorff

hat, um Dir die Situation zu erleichtern, gehen müssen.“ Und weiter: „Sein Fortgehen ist

militärisch ein schwerer Verlust fürs Heer.“ 
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30. Oktober 1918 – Reichskanzler Max von Baden will jetzt auch, dass der Kaiser abdankt

Berlin * Auch Reichskanzler Max von Baden hält nun endlich die Abdankung des Kaisers für

notwendig und will in diesem Sinne auf Wilhelm II. einwirken. 

31. Oktober 1918 – Die Thronentsagung kann und darf nur eine freiwillige sein

Berlin * Im Kabinett erklärt Reichskanzler Max von Baden, er wird den Kaiser über die Frage der

Abdankung fortwährend in geeigneter Form aufklären, muss sich aber dafür Handlungsfreiheit

ausbedingen. Die Thronentsagung kann und darf „nur eine freiwillige sein“. 

31. Oktober 1918 – Keiner will dem Kaiser die Abdankungs-Nachricht überbringen

Berlin * Statt endlich den Pflichten seines Amtes als Reichskanzler nachzukommen und den

Kaiser über den Ernst der Lage genau und umfassend zu informieren, versucht Prinz Max von

Baden diese Aufgabe zu delegieren. Er selbst will es dem Kaiser keinesfalls sagen, da er sich als

badischer Thronfolger und deutscher Fürst nicht dazu berufen fühlt. Viel lieber möchte der

Reichskanzler dazu Großherzog Ernst Ludwig von Hessen gemeinsam mit Hugo Graf von

Lerchenfeld, der mit einem Mandat des bayerischen Königs Ludwig III. ausgestattet werden soll,

in das OHL-Hauptquartier nach Spa zu Kaiser Wilhelm II. schicken.    Doch sowohl der

Großherzog als auch der bayerische Gesandte am Kaiserhof erteilen dem Reichskanzler eine

Abfuhr. Bei Großherzog Ernst Ludwig sind es nicht überlieferte persönliche Gründe. Graf

Lerchenfeld wird dagegen vom Ministerpräsident Otto von Dandl zurückgepfiffen, weil      

„Rücksichten auf monarchische Empfindungen“ gegen diese Aktion sprechen und   es im Falle

einer Ablehnung des königlichen Rates zu „bedenklichen Folgen“ für die künftigen Beziehungen

der beiden Länder kommen könnte.   Im Übrigen ist aus bayerischer Sicht allein der

Reichskanzler zu dieser Aufgabe berufen und sogar verpflichtet, „die Initiative zu ergreifen“.     

Reichskanzler Max von Baden nimmt daraufhin den preußischen Innenminister Bill Drews in die

Pflicht als Beamter und schickt ihn als Vorbote nach Spa. Auch Prinz August Wilhelm von

Preußen und Prinz Friedrich Karl von Hessen-Kassel lassen den Reichskanzler im Regen stehen,

sodass das ganze Unternehmen kläglich scheitern wird. 

1. November 1918 – Der Kaiser kanzelt Innenminister Bill Drews ab

Spa * Zwischen 14 und 16 Uhr findet das Gespräch zwischen Kaiser Wilhelm II. und dem
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preußischen Innenminister Bill Drews statt. Reichskanzler Max von Baden hat den Innenminister

zu diesem Gespräch verpflichtet. Die zur weiteren Unterstützung avisierten Hochadeligen haben

alle ihre Teilnahme abgesagt.    Aus einer Niederschrift vom 3. November geht hervor, dass der

Kaiser den „preußischen Beamten und Untertan“ ziemlich abgekanzelt hat. „Wie denken Sie sich

die Sache, was wird? Meine Söhne haben mir in die Hand versprochen, dass keiner von ihnen

meine Stelle annimmt. Also mit mir tritt das ganze Haus Hohenzollern zurück.“ 

1. November 1918 – Der Reichskanzler ist auf allen Gebieten politisch gescheitert

Spa - Berlin * Die nächste Gardinenpredigt erteilt Kaiser Wilhelm II. dem Reichskanzler Max von

Baden per Telefon. Das Gespräch nimmt den badischen Prinzen so mit, „dass er in einen

Zustand krankhafter Erregung geriet“. Der Reichskanzler ist auf allen Gebieten politisch

gescheitert. 

3. November 1918 – Wilhelm II. denkt nicht an Abdanken

Spa * In einer Niederschrift über das von Reichskanzler Max von Baden beauftragte

Abdankungs-Ansinnen an Kaiser Wilhelm II. versichert dieser, dass er auf seinem Posten bleiben

will.    „Ich denke gar nicht daran abzudanken. Der König von Preußen darf Deutschland nicht

untreu werden und in dieser Stunde am allerwenigsten; ich habe auch meinen Eid geschworen

und den werd‘ ich halten. Ich denke gar nicht daran, den Thron zu verlassen wegen der paar

Hundert Juden und der tausend Arbeiter.“ 

4. November 1918 – Deutschland will ein Volksstaat werden

Berlin * Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Prinz Max von Baden betont ihren

Entschluss, Deutschland in einen Volksstaat umzuwandeln und kündigt den Wiederaufbau der

Volkswirtschaft nach dem Ersten Weltkrieg an.

5. November 1918 – König Ludwig III. lernte die Volkstimmung kennen

München - Karlsruhe * Der badische Gesandte in München berichtet nach Karlsruhe: Der

bayerische König würde gerade „die Stimmung des Volkes kennenlernen“. 
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5. November 1918 – Noske will die Revolution im Keime ersticken

Kiel - Berlin * Den Mann, den die aufständischen Matrosen am Tag zuvor noch als ihren

Richtigen erkannt und sogar zu ihrem Gouverneur ernannt haben, der MSPD-Abgeordnete

Gustav Noske, telefoniert an diesem Abend nach Berlin und erklärt, dass er „nur eine Hoffnung

hat: Die freiwillige Rückkehr zur Ordnung unter sozialdemokratischer Führung; dann wird die

Rebellion in sich zusammen sinken“.    Reichskanzler Max von Baden setzt noch am selben Tag

den Beschluss durch: „Freie Hand für Noske bei dem Versuch, den lokalen Ausbruch zu

ersticken.“ 

7. November 1918 – SPD-Forderungen an Reichskanzler Max von Baden

Berlin * Die SPD-Reichstagsfraktion und der SPD-Vorstand stellen eine Reihe von Forderungen

an den Reichskanzler Max von Baden. Die Wichtigste beinhaltet       den Rücktritt des Deutschen

Kaisers und   den Thronverzicht des Kronprinzen bis zum Mittag des nächsten Tages.      Bei

Nichterfüllung der Forderungen will die SPD aus der Regierung austreten. 

7. November 1918 – Abdankung oder Revolution

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden bittet Friedrich Ebert zu einem Vieraugengespräch in

die Reichskanzlei. Max von Baden will Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung - OHL in Spa zum Thronverzicht auffordern. Er will von Ebert wissen: „Habe ich Sie

dann auf meiner Seite im Kampf gegen die soziale Revolution?“. Ebert antwortet ganz

unzweideutig: „Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution unvermeidlich. Ich

aber will sie nicht, ja, ich hasse sie wie die Sünde.“    Die Reise findet nicht mehr statt. Die

Revolution ist schneller. 

7. November 1918 – Wenn Versammlungsverbot - dann Revolution

Berlin * Die Unabhängige Sozialdemoktatische Partei - USPD hat für den Abend 26

Versammlungen angesetzt. Die Regierung will diese verbieten.    Friedrich Ebert und die SPD

sind davon überzeugt, dass ein Versammlungsverbot umgehend die Revolution auslösen würde.

Deshalb fordert Ebert vom Reichskanzler Prinz Max von Baden: „Heute abend müssen wir das

Ultimatum von jeder Tribüne verkünden, sonst läuft uns die ganze Gesellschaft zu den

Unabhängigen. Der Kaiser muss sofort abdanken, sonst haben wir die Revolution.“ 
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9. November 1918 – Der fingierte Thronverzicht

Berlin * Während in den meisten großen deutschen Städten rote Fahnen über den

Regierungsgebäuden und Residenzen wehen, beginnen in Berlin die Auseinandersetzungen erst.

Die Lage spitzt sich dramatisch zu, als die Revolutionären Obleute für diesen Tag große

Demonstrationen angekündigt haben. Die Bewegung droht der Regierung und den

Mehrheitssozialdemokraten endgültig zu entgleiten.    Reichskanzler Max von Baden befürchtet,

dass die Demonstranten siegen und ihrerseits die Absetzung des Kaisers ausrufen könnten.

Deshalb veröffentlicht er mittags um 12 Uhr völlig eigenmächtig eine Erklärung, in der darstellt,

dass sich der Kaiser des Deutsches Reichs und zugleich König von Preußen entschlossen hat,

dem Thron zu entsagen.    Gleichzeitig überträgt der Prinz von Baden an den

sozialdemokratischen Parteiführer Friedrich Ebert das Amt des Reichskanzlers, um die

Staatsführung vor dem revolutionären Zugriff zu bewahren. 

9. November 1918 – Der Kaiser ist über den Verrat empört

Spa * Als Kaiser Wilhelm II. im Hauptquartier der Obersten Heeresleitung von den Vorgängen in

Berlin erfährt, ist er empört über den „Verrat“ des Prinzen Max von Baden.    Auf den dringenden

Rat des Generalfeldmarschalls Paul von Hindenburg sucht der Kaiser um politisches Asyl in den

Niederlanden nach.

10. November 1918 – Im Großherzogtum Baden entsteht eine Volksregierung

Karlsruhe * Auf Initiative des Karlsruher Oberbürgermeisters Karl Siegrist gründet sich ein

sogenannter Wohlfahrtsausschuss, der mit den Soldatenräten eine provisorische

Volksregierung im Großherzogtum Baden bildet. 

14. November 1918 – Großherzog Friedrich II. von Baden erklärt seinen Thronverzicht

Karlsruhe * Der badische Großherzog Friedrich II. erklärt seinen vorläufigen Thronverzicht, indem

er mitteilen lässt, dass er auf die Ausübung seiner Regierungsgewalt verzichtet. 

22. November 1918 – Großherzog Friedrich II. von Baden unterschreibt seinen Thronverzicht
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Schloss Langenstein * Großherzog Friedrich II. von Baden unterschreibt auf Schloss Langenstein

im Hegau die Urkunde, mit der er auf den badischen Thron verzichtet. 

27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus
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Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

5. Januar 1919 – Erstmals dürfen Frauen bei der Landtagswahl in Baden wählen

Baden * Bei den Landtagswahlen in Baden sind erstmals auf deutschem Staatsgebiet Frauen

wahlberechtigt. Die Frauen dürfen wählen und gewählt werden.        Stärkste Partei wird das

katholische Zentrum mit 36,6 Prozent,   zweitstärkste Kraft wird die SPD mit 32,1 Prozent,   die

Deutsche Demokratische Partei - DDP erhält 22,8 Prozent der Stimmen.   Kein einziger Kandidat

der USPD wird gewählt. 

17. Februar 1919 – Die bayerische Revolution nahm mir die letzte Hoffnung

Karlsruhe&nbsp;* Der ehemalige Reichskanzler Max von Baden schreibt an den Ex-Kronprinzen

Rupprecht von Bayern folgende Zeilen:&nbsp;„Dein schönes Bayern, das ich so liebe, war mir

eine furchtbare Enttäuschung. Nie hätte ich es für möglich gehalten, dass es seine Wittelsbacher

verjagen würde. Die bayerische Revolution nahm mir die letzte Hoffnung, die Monarchie

wenigstens südlich des Mains zu retten.“&nbsp;

19. Februar 1919 – Erich Mühsam begibt sich auf eine Agitationsreise nach Baden

München - Baden * Erich Mühsam reist auf Einladung der Spartakisten in Mannheim und

Heidelberg zu einer Agitationsreise nach Baden.&nbsp;
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24. Februar 1919 – Erich Mühsam wieder zurück in München

Baden - München * Erich Mühsam kommt aufgrund der schwierigen Verkehrsverbindungen erst

jetzt wieder in München an, obwohl er am 21. Februar von der Ermordung Kurt Eisners erfahren

hatte. 

31. Dezember 1922 – Nutzungsvorschläge für das Tierpark-Gelände

München-Giesing * Der Pachtvertrag zwischen der Stadt und dem inzwischen aufgelösten

„Verein Zoologischer Garten München“ wird gekündigt. Das löst das eine Welle von Gesuchen

und Anträgen zur alternativen Nutzung des Tierpark-Geländes aus. Im Gespräch sind,     den

Park als „Landerholungsersatz“ für bedürftige Münchner Familien oder   als Schaf- und

Rinderweide zur Milchversorgung des städtischen Sanatoriums Harlaching oder des Ordens der

Barmherzigen Schwestern zu nutzen.     Andere Interessenten wollen hier     einen „Park zur

Pflege des Sonnen- und Luftbadens“ oder   einen Raum für Militärkonzerte und

Raubtierdressurvorstellungen oder   eine Geflügelfarm sowie als   den Sitz der Bavaria Film

GmbH genutzt sehen.     Doch alle Wünsche und Nutzungsvorschläge werden abgelehnt, da die

Stadt sich mit der Vorstellung beschäftigt, den ehemaligen Zoo in einen „Städtischen Volkspark

Hellabrunn“ umzuwandeln.   Im Prinzip ist man sich einig, dass München auf Dauer einen

Zoologischen Garten haben muss und der Volksgarten nur eine Übergangslösung darstellt, bis

man hier wieder exotische Tiere bestaunen kann.

14. November 1927 – Ernst Philipp Fleischer stirbt in Wiesbaden

Wiesbaden * Der Panoramenmaler und Professor Ernst Philipp Fleischer stirbt in Wiesbaden.

August 1929 – Ein „Florida für die Armen“ mitten in Haidhausen

München-Haidhausen * In der Münchner Chronik der Süddeutschen Sonntagspost findet sich

eine Reportage über die Vorkommnisse während der besonders heißen „Hundstage“. Ein

Journalist beschreibt darin, mit welcher jubelnder Begeisterung die Haidhauser, besonders die

Kinder, den neuen Brunnen angenommen haben.      „Der Magistrat“, so der Zeitungsschreiber,

hat den Kindern „ein kleines Paradies“ spendiert, ein „Florida für die Armen“, mit frischem, kaltem

Wasser und einer Fontäneninsel in der Mitte, bei dem eigentlich nur die einladende Tafel

„Familienbad für Kinder“ fehlt. Die Kleinen waten „lustig hinein in den Märchenbrunnen zu den
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dreißig anderen, die da planschen und spritzen, pfeifend und singend, umgeben von einem Kranz

wohlwollender erwachsener Zuschauer”. Ein wahres Geschenk, denn die Badeanstalt kostet „ein

Zehnerl Eintritt, das man erst haben muß, wenn man es ausgeben will”.      Der gelobte Münchner

Stadtrat reagiert auf die Hymnen unbeholfen und verlegen. Denn, so die Verlautbarung, er „hat

gar nicht gewußt, was die Haidhauser Wirbelköpfe aus seinem Brunnen gemacht haben!“  Und

weiter, die „Stadtverwaltung“ hat „es erst erfahren durch Zuschriften einiger galliger Umbewohner,

die sich in ihrer Ruhe gestört fühlen, die nicht verstehen, daß diese kleinen blassen Körperchen,

die trotz der Ferien ans Großstadtpflaster gebannt sind, sich ein wenig austollen wollen.   

Ruhestörung! Es war ein Irrtum.    Der Brunnen ist mißverstanden worden von den Kindern, von

den Zuschauern, sogar von dem wackeren Polizeimann, der schmunzelnd vorbeiging und

ebenfalls dachte, es sei ganz in Ordnung so“.    Im Gegenteil. „Die Haidhauser hatten das Waten

einfach auf eigene Faust eingeführt“ und angesichts der „Hundstage“ die „amtliche Billigung“

vorausgesetzt, muss sich der Journalist von der Stadtverwaltung belehren lassen. Natürlich muss

ein Schild her, eine „leuchtende Verbotstafel“ mit der Aufschrift „Waten und Baden verboten“.     

Die sarkastische, weder die Stadtverwaltung noch die Miesmacher schonende Reportage stammt

aus der Feder des nachmaligen SZ-Chefredakteurs und Herausgebers der Münchner

Abendzeitung, Werner Friedmann. 

28. September 1932 – Der Zwickelerlass regelt das öffentliche Baden

Berlin * Ein Erlass des preußischen Innenministeriums regelt das öffentliche Baden. Er wird auch

Zwickelerlass genannt, weil das Wort Zwickel [Stoffeinsatz im Schritt] häufig vorkommt. Der

Grund liegt in der immer knapper werdenden Badebekleidung der Frauen in den 1920er Jahren.  

      Paragraph 1 regelt demzufolge auch, dass das Baden in anstößiger Badekleidung verboten

ist.     Das Öffentliche Nacktbaden wird generell untersagt.     „Frauen dürfen öffentlich nur baden,

falls sie einen Badeanzug tragen, der Brust und Leib an der Vorderseite des Oberkörpers

vollständig bedeckt, unter den Armen fest anliegt sowie mit angeschnittenen Beinen und einem

Zwickel versehen ist. Der Rückenausschnitt des Badeanzugs darf nicht über das untere Ende der

Schulterblätter hinausgehen.“   „Männer dürfen öffentlich nur baden, falls sie wenigstens eine

Badehose tragen, die mit angeschnittenen Beinen und einem Zwickel versehen ist. In

sogenannten Familienbädern haben Männer einen Badeanzug zu tragen.“      Der

Zwickelerlass sorgt für große Heiterkeit in der Presse. 

20. Juli 1933 – Das Konkordat wird ratifiziert

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen
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Reich wird vom - katholischen - Vizekanzler Franz von Papen und vom

Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli im Vatikan unterzeichnet.       Das Vertragswerk bestätigt

die bestehenden Länderkonkordate mit Bayern, Preußen und Baden und   den Fortbestand der

katholischen theologischen Fakultäten an den Universitäten,   sichert den katholischen

Religionsunterricht an allen Schularten und   die Beibehaltung und Neueinrichtung von

Bekenntnisschulen,   die Freiheit des Bekenntnisses und   der öffentlichen Ausübung der

Religion,   den staatlichen Schutz für Geistliche,    den Schutz des Beichtgeheimnisses und   den

Schutz der katholischen Organisationen.    Außerdem wird die Militärseelsorge und   das eigene

kirchliche Steuerrecht garantiert.        Die Kirche gesteht hingegen den neuen Machthabern nur

wenig zu:       Entpolitisierung des Klerus,   Treueeid der Bischöfe gegenüber dem Deutschen

Reich und seinen verfassungsmäßig gebildeten Regierungen.      Die Reichsregierung macht der

Kirche sehr große Zugeständnisse mit dem Ziel, internationale Anerkennung zu erhalten und die

deutschen Katholiken für die Bewegung zu gewinnen, solange deren Macht noch nicht gefestigt

ist.       Keine der anderen neunzehn Weimarer Regierungen, auch nicht die Koalitionen mit

Zentrumsbeteiligung, war der katholischen Kirche so weit entgegengekommen. 

19. September 1945 – Bayern wird wieder zum Staat

München * Die amerikanische Militärregierung verfügt mit der Proklamation Nr. 2 die Bildung der

Verwaltungsgebiete Groß-Hessen, Württemberg-Baden und Bayern, „die von jetzt ab als Staaten

bezeichnet werden“. Die von den Amerikanern im Rahmen ihrer Demokratisierungsbestrebungen

eingesetzten bayerischen Staatsregierungen stehen aber unter der Oberhoheit der

US-Militärregierung für Bayern.    US-General Clay, erst stellvertretender, später oberster

Militärgouverneur, schreibt später in seinen Memoiren: „Rückblickend meine ich, dass wir diese

Aufgabe sicher als hoffnungslos angesehen hätten, wenn wir das chaotische Durcheinander voll

überblickt hätten.“ 

5. März 1946 – Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus

Amerikanische Besatzungszone * Auf Initiative des amerikanischen Militärgouverneirs Lucius D.

Clay wird das „Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus“ vom Länderrat

des amerikanischen Besatzungsgebiets verabschiedet. Das Gesetz regelt die

Spruchkammerverfahren [= Entnazifizierungsverfahren] in Bayern, Groß-Hessen und

Württemberg-Baden.    Im Laufe des Jahres 1946 wird das sogenannte „Befreiungsgesetz“ auch

auf die anderen Besatzungszonen übertragen. 
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1. März 1952 – Das Unterkunftsheim für Männer

München-Untergiesing * Pfarrer Adolf Mathes, der seinerzeit auch als „Bunkerpfarrer" bekannt

war, eröffnet das Heim für obdachlose Männer an der Pilgersheimerstraße 11, als Ersatz für die

zwei Bunker, die er bis dahin anzubieten hatte.     Das „Pilgersheim" hat bei seiner Eröffnung - als

damals Deutschlands modernstes Obdachlosenasyl - 400 Betten, in denen vor allem das Heer

von Kriegsheimkehrern, Evakuierten, Heimatvertriebenen und Menschen, die alles verloren

haben, kurzzeitig unterkommen. Das Haus verfügt im Erdgeschoss über einen Aufenthaltsraum

und elf Schlafsäle, mit jeweils acht oder sechzehn Betten.        Die erste Nacht ist kostenlos.   Für

jede weitere Übernachtung müssen die Männer ein Fufzgerl bezahlen.   Für ein weiteres Fünferl

gibt es einen Morgenkaffee.   Die Quartiersuchenden können das Haus nur durch das Zimmer

des Arztes betreten.   Nach einer kurzen Untersuchung müssen die Männer baden und werden -

wenn notwendig und notfalls auch zwangsweise - desinfiziert.   Eigene Kleidung ist den

Asylsuchenden verboten.   Sie müssen gestreifte Blaumann-Schlafanzüge und Filzpantoffeln

anziehen.

1979 – Das erste frei zugängliche innerstädtische Nacktbadegebiet der Welt

München-Englischer Garten * Der Englische Garten wird für seine Nacktbadenden bekannt. Aus

anfänglichen Verboten wird schnell eine offizielle Duldung – damit entsteht das erste frei

zugängliche innerstädtische Nacktbadegebiet der Welt.

26. September 2005 – Antrag zur Wiederaufnahme des Verfahrens zum Wiesn-Attentat

München - Berlin - Wiesbaden * Am 25. Jahrestag des Wiesn-Attentats bringen mehrere

Organisationen, Gewerkschaften und Einzelpersonen, darunter mehrere Münchner Stadträte

sowie Landes- und Bundespolitiker der SPD, im Deutschen Bundestag einen Antrag zur

Wiederaufnahme des Verfahrens ein.     Der Antrag findet  keine politische Mehrheit und wird

vom Bundeskriminalamt - BKA abschlägig beschieden. 

Oktober 2005 – Die Residenzpost wird an eine Bietergesellschaft verkauft

München-Graggenau * Eine Bietergemeinschaft bestehend aus der Accumulata Immobilien

Development und der LBBW-Immobilien, einer Tochter der Landesbank Baden-Württemberg,

erwirbt die ehemalige Residenzpost.    Die beiden Firmen haben ambitionierte Pläne für das
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Gebäude und wollen auf dem rund 4.300 Quadratmeter großen Grundstück ein Luxushotel der

Extraklasse entstehen lassen, mit 160 bis 190 Zimmer, passend zur exklusiven Lage. 300 bis 390

Millionen Euro soll das Projekt kosten. Im Gebäude können neben den Hotelzimmern und Suiten,

Konferenzräume, ein Ballsaal, ein Wellnessbereich und edle Boutiquen Platz finden.    Während

die Verhandlungen mit möglichen Investoren geführt werden, beantragen die Eigentümer eine

alternative Nutzung. Diese ist ein Mix aus Gastronomie und Geschäften.    So findet sich hier die

Diskothek „8seasons“, der Feinkosthändler Käfer, das Café L’Opera und andere mehr, darunter

auch der Schuhhersteller „Ed. Meier“.

2010 – Das Eisbach-Surfen ist offiziell erlaubt - Das Baden verboten!

München-Englischer Garten - Lehel * Das Eisbach-Surfen auf der stehenden Welle beim Eintritt

des Eisbachs an der Prinzregentenstraße in den Englischen Garten ist offiziell erlaubt. Das

Baden ist dagegen verboten!    Die Surfer reisen aus der ganzen Welt an. Und die Passanten

können das ganze Jahr von der Brücke aus dem nassen Vergnügen zusehen.

8. April 2014 – Das Nacktbaden in der Stadt wird in 5 Bereichen zugelassen

München * Nachdem das Bayerische Innenministerium im Herbst 2013 die Badeverordnung hat

auslaufen lassen, endet in Bayern auch der darin enthaltene „Zwang zur Badekleidung“. Das

Münchner Kreisverwaltungsreferat will das Nacktbaden in der Stadt auf insgesamt fünf Bereiche

festschreiben. Das sind jene Orte, an denen der hüllenlose Bade- und Sonnengenuss auch

bisher schon erlaubt war und deren Adressen sich seit Jahren in diversen Reiseführern

wiederfinden.      Gerade die Nackerten im Englischen Garten sind - vor allem bei Besuchern aus

Ländern, in denen solche textilfreien Zonen als „unsittlich“ gelten - eine bekannte

Touristenattraktion. Und das sind die künftigen Nackerten-Paradiese:       Im Englischen

Garten auf der Schönfeldwiese hinterm Haus der Kunst, innerhalb des Ovals der Reitbahn. Die

sogenannte „Poebene“.    In der Schwabinger Bucht, zwischen Sulzbrücke und

Alte-Heide-Steg im nördlichen Teil des Englischen Gartens.   Am Ostufer der Isarinsel

Oberföhring.   Bei Maria Einsiedel im westlichen Hochwasserbett der Isar.   An der

Brudermühlbrücke im östlichen Hochwasserbett der Isar bis hinauf zur Braunauer

Eisenbahnbrücke.    Am Südufer des Feldmochinger Sees dürfen die Münchner auch künftig auf

ihre Badekleidung verzichten.    Und selbst am Flaucher, dem Nacktbadestrand Nummer Eins, an

dem bisher - sehr zur Verwunderung der Stadtpolitiker - Textilzwang bestand, dürfen jetzt offiziell

die letzten Hüllen fallen. 
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23. Juni 2019 – Barbusige Frauen an das Nacktbadeverbot erinnert

München * Mehrere Männer eines Sicherheitsdienstes haben barbusige Frauen am Isarufer

zwischen Wittelsbacherbrücke und Reichenbachbrücke angesprochen und sie an das

Nacktbadeverbot erinnert, das mit einigen Ausnahmen überall in der Landeshauptstadt gilt,

obwohl der Wachdienst angewiesen worden war, das textilfreie Baden an der Isar auch

außerhalb der FKK-Zonen nicht von sich aus zu verfolgen.  Die Badeverordnung verlangt etwas

unpräzise: „Wer öffentlich badet, muss im Stadtgebiet der Landeshauptstadt München

Badekleidung tragen“. Der Stadtrat muss sich nun in seiner Sitzung am 26. Juni damit

beschäftigen, wie viel Nacktheit München verträgt und was unter „nackt“ überhaupt zu verstehen

sei. 

Januar 2026 – Die Breze wird zum Wahlkampfsymbol

Baden-Württemberg * Im Landtagswahlkampf greift Cem Özdemir die Bad Uracher Brezensage

mit einem Augenzwinkern immer wieder auf. Demnach soll 1477 die Breze in Özdemirs

Geburtsstadt Bad Urach erfunden worden sein. Das verleitet ihn zur Aussage: „Die beste Brezel

ist schwäbisch.“   Der Grünen-Politiker nutzt die Uracher Sage bewusst als Symbol seiner

regionalen Verbundenheit. Bei einzelnen Wahlkampfveranstaltungen wurde eine abwaschbare

Brezel als Tattoo verteilt bzw. aufgetragen. 

Münchner Zeitensprünge Seite 40/40


